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G r ü n d e :

Der Rechtsstreit wird darüber geführt, ob der Klägerin
die Witwenrente nach ihrem für tot erklärten Ehemann

— dem Versicherten — auch für die Zeit vom 1° April 1952

bis 160 März 1955 zusteht„' Für die Folgezeit hat die Be—
klagte den Rentenansprueh im Verfahren vor dem Landes—

sozialgericht (LSG) Berlin anerkannte Den hiernach noch
streitigen Anspruch hat das LSG durch Urteil vom 2„ Okto—

ber 1965 — abweichend von der Entscheidung des Bezirks—

berufungsausschusses des Sozialversieherungsamts Vom

300 September 1953 — verneint. Diesem Urteil liegen die

’ folgenden, nicht angegriffenen Feststellungen zugrunde:

Der seit 1945 verschollene Versicherte, der zuletzt seinen

Wohnsitz in dem heutigen Ost—Berlin hatte, ist auf Antrag

der Klägerin vom 50 Juli 1951 durch Beschluß des Amts-

gerichts (AG) Berlin—Mitte (Ost»Berlin) vom 12° November
1951 für tot erklärt worden„ Als Zeitpunkt des Todes wur»

de das Ende des 510 Juli 1949 festgestellt° Die Klägerin

wohnte schon bei Einleitung des Aufgebotsverfahrens in

West—Berlino Ihr im Verlaufe des Verfahrens vor dem LSG

auf dessen Veranlassung beim AG Berlin—Neukölln (West)

gestellter Antrag auf Feststellung des Todestages ihres

Ehemannes ist durch Beschluß vom 70 Februar 1955 zurück-

gewiesen werden mit der Begründung‚ die Todeserklärung

des AG Berlin—Mitte sei auch für West-Berlin wirksam°

Hiernach komme allenfalls ein Verfahren zur Berichtigung

des festgestellten Todeszeitpunktes in Betracht? für ein

solches Verfahren sei aber das Gericht zuständig, bei dem

das Aufgebotsverfahren anhängig gewesen sei (55 53 a‚
"30 Abs[) 2 des Versehollenheitsgesetzes vom 4„.Juli 1939

idF der Bekanntmachung vom 150 Januar 1951 und des Gesetzes

vom 260 Juli 1957 —VersehG —), also das AG Berlin-Mitte°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-}-

Die Entscheidung des LSG ist mit folgenden Rechtsaus—

führungen begründet: Es könne dahingestellt bleiben, ob

als Anspruchsgrundlage die @@23, 49 des Berliner Renten—
versicherungs—Überleitungsgesetzés —RVÜG—(GBV1 S° 588)0der
5,2 des Fremdrenten— und Aus1andsrentcngcsotzes (FredeG)‚

@@1256, 1259 der Reichsversicherungsordnung (RVO)aF

i„V„m° @ 3 Abs‚ 1, 5 21 Abs(} 5 des Sozialversicherungs-
anpassungsgesetzes (SVAG) in Betracht kämen° Vor Beginn

des Rentenbezuges im März 1955 habe die — im April 1900

geborene — Klägerin das 55° Lebensjahr noch nicht voll—

endet gehabt; es seien auch nur zwei Kinder vorhanden‚ die

am 10 April 1952 bereits über 6 Jahre alt gewesen seieno
Hiernach stünde ihr für die Zeit von April 1952 bis März

1955 Witwenrente nur dann zu, wenn ihr Ehemann nach dem
310 Mai 1949 gestorben wäreo Dies sei aber nicht der Fall„

Der Versicherungsträger sei an die Feststellung des Todes—}

tages durch das AG Berlin—Mitte nicht gebunden° Die Be—
klagte habe vielmehr zu Recht @ 1260 RVO aF angewandt und

den Tod des Versicherten hiernach auf die Zeit vor dem

1° Juni 1949 verlegto Zwar habe der Große Senat des Bundes—

sozialgerichts (BSG) durch Beschluß vom 110 Mai 1960 (BSG

12, 159 ff) entschieden? daß auch eine gerichtliche Todes—

feststellung, bei der der Zeitpunkt des Todes des Ver—

schollenen nach Art° 2 @ 2 Abso 5 Satz 1 des Verschollen-

heits—Änderungsgesetzes (VerschÄndG) vom 150 Januar.1951

ohne Ermittlungen festgestellt worden sei, eine erneute

Feststellung des Todeszeitpunktes durch den Versicherungs—

träger nach 5 1260 RVO aF ausschließe„ Diese Wirkung habe

das BSG durch Urteil vom 11° Mai 1962 (BSG 17, 50) auf Todes—

erklärungen deutscher Gerichte außerhalb des Geltungsbe—

reichs des Grundgesetzes ausgedehnt9 und zwar auch für den

Fall, daß —wie hier —als Zeitpunkt des Todes ohne weitere

Ermittlungen schematisch der 51° Juli 1949 angenommen werden

sei° Nach diesem Urteil sei aber Voraussetzung, daß die
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Todeserklärung vor Inkrafttreten des VersehÄndG ergangen*
oder das Aufgebotsverfahren bei Inkrafttreten des VersehÄndG

bereits eingeleitet
gewesen sei (Art° 4 5 1 VerschÄndG)a

An dieser Voraussetzung fehle es hier° Dem Umstand‚ daß

das VerschÄndG in der im Bundesgebiet geltenden Fassung im

Land Berlin erst später — durch Gesetz vom 5° August 1955

(GVBl 676) - Geltung erlangt habe, komme keine Bedeutung zu°
Zuvor habe nämlich in Berlin eine mit dem VersehÄndG des

Bundesgebietes praktisch übereinstimmende Regelung gegolten°

Dieses Gesetz — vom 140 Juni 1951 (GVBl S. 418) — sei am
27 Juni 1951, also vor Erlaß des Beschlusses vom 120 Novem—

ber 1951 und aueh vor Antragstellung (5 Juli 1951) in

Kraft getreten° '

Nach Art() 2 © 7 VersehÄndG — für West—Berlin habe eine

gleiehlautende Regelung bestanden — ergebe sich für die

Todeserklärung des Ehemannes der Klägerin auch die Zustän—

digkeit des AG Berlin—Neukölln (West)° Hiernaeh sei in dem

vorliegenden Falle sowohl das AG Berlin—Mitte (Ost) als

auch das AG Berlin—Neuköln (West) zuständig geweseno Die

Klägerin habe den Antrag auf Todeserklärung ihres ver—

sehollenen Ehemannes demgemäß auch bein AG Berlin-Neukölln

stellen können° Sie dürfe auf dem Gebiet der Sozialver—

sicherung nicht deshalb besser gestellt werden, weil sie den

Antrag beim AG Berlin—Mitte gestellt habe° Eine solche

Besserstellung ergebe sich durch die schematische Fest-

setzung des Todeetages auf den 510 Juli 1949; ein west—

deutsches Gericht hätte den Todestag unter den gegebenen

Umständen sicher vorverlegt° Naeh der Entscheidung des

Großen Senats des BSG stehe dem Versicherungsträger bei

einem rechtlichen Interesse an der Änderung des Todeszeit—

punktes nach Arte 2 5 5 Abs° 1 VersehÄndG ein eigenes An—

tragsreeht zuo Die Ausübung dieses Rechts könne in dem

vorliegenden Fall zu keinem Erfolg führen, weil das AG

Berlin—Neukölln schon den dahingehenden Antrag der Klägerin
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mangels Zuständigkeit abgelehnt habe° Der Versicherungs—

träger müsse daher berechtigt sein, den Todeszeitpunkt

nach @ 1260 RVO aF selbst festzustellen. Als.Todestag

komme hier nach Arto 2 @ 2 Abs° 5 VerschÄndG das Ende des

Jahres 1945 in Betracht° Die Klägerin habe nämlich die

letzte Nachricht von ihrem Ehemann im Januar 1945 erhalten°

Gegen diese Entscheidung richtet sich die — zugelassene -
Revision der Klägerinc Ihrer Auffassung nach ist die Be—

klagte an die Feststellung des Todestages durch das AG

Berlin—Mitte gebunden° '

Sie beantragt9

unter Aufhebung des Urteils des LSG Berlin

vom 20 Oktober 1963 die Berufung der Beklagten

gegen die Entscheidung des Bezirksberufungs—

ausschusses des Sozialversicherungsamts Berlin

'vom 300 September 1953 zurückzuweiseno

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweiseno

Sie hält das angefochtene Urteil für richtige Darüber

hinaus weist sie darauf hin, daß ihr nach Art„ 4 5 3
VerschÄndG ein Leistungsverweigerungsrecht zusteheo

Die Beteiligten haben ihr Einverständnis mit einer Ent—

scheidung durch Urteil ohne mündliche Verhandlung erklärt

(@ 124 Abso 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)o

Die Revision führt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils°
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Für die Zeit von April 1952 bis März 1955 kann die Rente
nicht mit der Begründung versagt werden, der Versicherte

sei vor dem 10 Juni 1949 gestorben„ Entgegen der Auffassung

des LSG bindet die Feststellung des Todestages durch das

AG Berlin—Mitte den Versicherungsträger und die Gerichte

der Sozialgerichtsbarkeit° Damit war für die Anwendung

des 5 1260 RVO aF durch den Versicherungsträger in dem vor—
liegenden Fall kein Raum° Bei seiner Entscheidung ist das

Berufungsgericht zu Recht von dem Beschluß des Großen Senats

vom 110 Mai 1960 (BSG 12, 159 ff) ausgegangen° Darin ist
‚ausgeführt: Die gerichtliche Todeserklärung mit der durch

sie begründeten Vermutung über den Todeszeitpunkt des ver—

schollenen Versicherten sei für alle vom Tode des Versicher—

ten abhängigén Voraussetzungen der Ansprüche Hinterbliebener

maßgebend und schließe eine Feststellung des Todestages des

Verschollenen durch den Versicherungsträger nach 5 1260

Satz 1 RVO aF aus° Die Todeserklärung habe rechtserzeugende

Wirkung; denn erst und nur der förmliche Beschluß des

Gerichts begründe die Rechtswirkungen des 5 9 VerschGo Wenn—

gleich die Todeserklärung regelmäßig nur Vermutungen be—

gründe — daß nämlich der Verschollene in dem im Beschluß

festgesetzten Zeitpunkt gestorben sei und daß er bis dahin

gelebt habe —, so wirke sie doch für und gegen jedermann°

Alle Rechtsverhältnisse, für die das Leben oder der Tod des

Verschollenen von Bedeutung sei‚ müßten so angesehen werden,

als ob der Verschollene tatsächlich in dem festgesetzten

Todeszeitpunkt verstorben sei„ Dies gelte auch für das

Gebiet der Sozialversicherung, wie sich weiter
aus der Ent—

stehungsgeschichte der 55 12599 1260 RVO aF ergebe° In die—

sem Zusammenhang sei es unerheblich, ob im Todeserklärungs—

verfahren Ermittlungen über den Zeitpunkt des Todes ange—

stellt worden seien oder ob das AG einen vom Gesetz vor—

geschriebenen "schematischen" Todeszeitpunkt (Art° 2 @ 2

Abs° 5 VerschÄndG) festgestellt habe° Von dieser Auffassung
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abzuweichen, sieht der erkennende Senat keinen Anlaß°
Nach erneuter Prüfung hält er auch an seiner Entscheidung

vom 11„ Mai 1962 (BSG 17, 50) fest, in welcher dieselbe
Wirkung — Bindung an den festgestellten Todeszeitpunkt —
dem Beschluß eines örtlich zuständigen deutschen Gerichts_

außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes und des

Landes Berlin zugesprochen werden ist° Diese ReChtsfolge

ergibt sich schOn aus 5 15 Abs„ 1 VerschG° Hiernach ist
für die Todeserklärung das Gericht zuständig, in dessen

Bezirk der Verschollene seinen letzten Wohnsitz oder ge-

wöhnlichen Aufenthalt im Inland hatteo Zum Inland in die

sem Sinne gehört aber auch der außerhalb des Geltungs—

bereiches des Grundgesetzes liegende Teil Deutschlands°

Gerade deshalb, weil dieses Gebiet als "Inland" angesehen

wird, bedurfte es nämlich der Vorschrift des Art„ 2 5 7

VerschÄndG, die anordnet, daß dann, wenn der Verschollene

seinen letzten Wohnsitz außerhalb des Geltungsbereichs

dieses Gesetzes hatte, unter den weiteren dort genannten

Voraussetzungen die nach 5 15 Abs„ 1 VerschG für die ört—

liche Zuständigkeit im allgemeinen geltende Regelung nicht

anzuwenden ist„ Da der Versicherte seinen letzten inländi-

schen Wohnsitz in dem heutigen Ost-Berlin hatte, ist nach

@ 15 Abs° 1 VerschG für die Todeserklärung in dem vorlie—

genden Fall das AG Berlin—Mitte örtlich zuständig° Bei An—

wendung der bisherigen Rechtsprechung des BSG und Außeracht—

lasSung des VerschÄndG gelangt man also zu dem Ergebnis, daß

der Beschluß des AG Berlin—Mitte vom 12° November 1951 auch

für die Beklagte bindend ist° Dies hat der Vorderrichter.

nicht verkannt° Zu einem abweichenden Ergebnis ist er nur

im Hinblick auf das VerschÄndG gelangto Dieses Gesetz ist

in dem vorliegenden Fall zwar nicht unmittelbar zu beachten;

es ist in Berlin erst durch das vom LSG angeführte Gesetz

vom 3° August 1955 eingeführt worden° Jedoch galt dort schon
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vorher eine praktisch gleiehlautende Regelung; Arte 2

$ 7 des Gesetzes vom 14° Juni 1951 entsprach dem Arto 2

5 7 VersehÄndGa Das Gesetz vom 140 Juni 1951 ist auf den
vorliegenden Fall anzuwenden, weil das Aufgebotsverfahren,

das zu dem Beschluß des AG Berlin—Mitte vom 12° November

1951 geführt hat‚ erst unter der Geltung jenes Gesetzes
anhängig geworden ist (vgl„ Art„ 4 © 1 VerschÄndG : Arte 4
© 1 des GeSetzes vom 14° Juni 1951)° Jedoch führt die

Anwendung des Gesetzes vom 14° Juni 1951 nicht zu dem von

dem LSG gewonnenen Ergebniso Die in'BSG 179 50 veröffent—

lichte Entscheidung bezieht sich allerdings auf eine Todes—

erklärung eines Amtsgerichts in Mitteldeutschland, die vor

Inkrafttreten des VerschÄndG vom 15° Januar 1951 ergangen

war; mit dem VerschÄndG brauchte sich die Entscheidung aus
tatsächlichen Gründen nicht zu befassen° Zu Unrecht meint

das LSG jedoch, das BSG habe damit zugleich entschieden,

der Erlaß des Beschlusses vor Inkrafttreten des VersehÄndG

sei Voraussetzung für die Bindungswirkung hinsichtlich des

Todeszeitpunktss° Dies trifft nicht zu; eine solche
Reehtsfolge ergibt sich auch nicht aus dem Gesetz° Art° 2

% 7 VerschÄndG (Art„ 2 5 7 des Gesetzes vom 140 Juni 1951)

beseitigt nämlich nicht die örtliche Zuständigkeit des

@ 15 Abso 1 VerschG9 begründet vielmehr eine zusätzliche

örtliche Zuständigkeit in der Bundesrepublik bzw, im Land

Berlin‚ um den dort lebenden Angehörigen eines Verseholle—

nen das Todeserklärungsverfahren
zu erleichtern. Die Vor—

schrift verbietet es einem nach 5 15 Abs° 1 VerschG nicht

zuständigen Gericht im Geltungsbereich des VerschÄndG‚

sich auf die fehlende örtliche Zuständigkeit zu berufen()

Dies ist auch in dem Beschluß des AG Berlin—Neukölln vom

70 Februar 19557 durch den der Antrag der Klägerin auf '
Neufeststellüng des Todeszeitpunktes zurückgewiesen werden

ist; zutreffend ausgeführto Wenn aber das AG Berlin—Mitte

# auch — gemäß @ 15 Abs° 1 VerschG als inländisches Gericht
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örtlich zuständig war‚ so ist kein Grund ersichtlich7

der es rechtfertigen könnte, für den vorliegenden Fall

die Bindungswirkung hinsichtlich des Todeszeitpunktes

auszuschließeno Die angeführten Urteile des BSG knüpfen '

die in ihnen ausgesprochene Rechtsfolge an die Ent—

scheidung durch das örtlich zuständige inländische Gericht°

Eine solche Entscheidung liegt auch hier vor; sie hat als

Todeszeitpunkt des Ehemannes der Klägerin bindend das Ende

des 31° Juli 1949 festgestellt° Die Beklagte ist insoweit

zu einer abweichenden Entscheidung nicht mehr berechtigte

Daran vermag der Umstand; daß ein Antrag auf Änderung des

Todeszcitpunktee‚ zu dem sie möglicherweise befugt wäre;

keinen Erfolg haben würde? nichts zu ändern„ Ob ein ande—

res Ergebnis in Betracht gezogen werden müßte, wenn die

Klägerin bewußt zur Erlangung eines Vorteils den Antrag

auf Todeserklärung nicht bei dem in West—Berlin zuständi—

gen AG gestellt hätte, kann unentschieden bleiben° Für

einen solchen Beweggrund sind keine Anhaltspunkte vor—
handenc

Auch der Hinweis auf Art„ 4 © 3 des VerschÄndG berechtigt

die Beklagte nicht zur Versagung der Renteo Nach dieser

Vorschrift kann der Versicherer‚ wenn ein Anspruch aus
einem Lebensversicherungsvertrag erhoben wird, nachdem die

Person, auf welche die Lebensversicherung genommen worden

war, außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes für tot

erklärt werden ist, die Leistung insoweit verweigern, als

der Anspruch den Betrag übersteigt‚ der sich ergeben würde?

wenn der Zeitpunkt des Todes des Versicherten nach den Vor—

schriften dieses Gesetzes festgestellt worden wäre° Damit

__’|O__
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werden nur solche Verhältnisse erfaßt, die sich aus

einem LebenSVersicherungsvertrag ergebeno Ein Ver«
sicherungsverhältnis der Sozialversicherung ist mit

einem solchen Vertrag nicht gleichzusetzen° Für jenes

Gebiet ist eine gleichlautende oder ähnliche Vorschrift

nicht ergangeno In diesem Sinne hat das BSG bereits am

110 Mai 1962 (BSG 17, 50) entschieden° Die Kritik,

die diese Entscheidung gefunden hat (vgl° Tannen in

DBV 1962, 285 ff), bezieht sich nur auf Rentenansprüche

nach den Rentenversieherungs—Neuregelungsgesetzeno Um

einen solchen Anspruch handelt es sich hier jedoch nicht,

so daß dahingestellt bleiben kann, ob die Kritik be—

rechtigt ist° Ebenso kann unerörtert_bleiben‚ ob der

Versicherungsträger den Todeszeitpunkt selbst fest—
stellehdarf9

wenn im sozialgerichtlichen Verfahren der

Nachweis erbracht wird, daß der Todeszeitpunkt in der

Todeserklärung unrichtig ist (vglo Neumann—Duesberg in

SGb 1961, 8° 65 ff u„ 100 ff)° Dieser Beweis ist in
dem vorliegenden Ball nicht geführt°

Der Todeszeitpunkt des Versicherten steht hiernach-dem

Rentenanspruch nicht entgegen° Ob andere Gründe die

Beklagte an der Gewährung der Rente hindern7 läßt sich

in Ermangelung ausreichender tatsächlicher Feststellungen

nicht abschließend beurteilen° Aus diesem Grunde ist

dem BSG eine Entscheidung in der Sache selbst nicht

möglich, der Rechtsstreit muß vielmehr an das LSG zu—

rückverwiesen werden (@ 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)°
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